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Die Reformziele
Als Italien im Frühjahr 1999 achtund-
zwanzig europäische Länder nach Bolo-
gna einlud, um über gemeinsame Re-
formziele für die nationalen Hochschul-
systeme zu beraten, konnte niemand 
ahnen, welche enorme Dynamik und 
Aufbruchsstimmung die Konferenz und 
der damit angestoßene Prozess in kurzer 
Zeit generieren würden. Viele nationale 
Hochschulsysteme waren Ende der 
1990er-Jahre mit ähnlichen Problemen 
konfrontiert, etwa langen Studienzeiten 
und hohen Abbrecher- bzw. Wechsler-
quoten1, großer Arbeitslosigkeit unter 
Hochschulabsolventen, mangelnder in-
ternationaler Anziehungskraft und Ver-
gleichbarkeit der Abschlüsse, geringer 
Studierendenmobilität, mangelndem 

/// Theorie meets Praxis

Praxisbezug usw. Nach Jahrzehnten 
mehr oder weniger vergeblichen Experi-
mentierens mit nationalen Reforman-
sätzen entdeckten die europäischen 
Staaten mit Bologna, dass es für die ver-
meintlich rein nationalen Probleme ih-
rer Hochschulsysteme erfolgverspre-
chende europäische Lösungsansätze 
gab. Die im Juni 1999 unterzeichnete 
Bologna-Erklärung2 zielte nicht auf eine 
Vereinheitlichung der Hochschulstruk-
turen, sondern auf die Schaffung eines 
Europäischen Hochschulraums, u.  a. 
durch eine bessere Vergleichbarkeit und 
Transparenz der Abschlüsse.

Deutschland gehörte zu den Erstun-
terzeichnern der Bologna-Erklärung, in 
der folgende Ziele genannt wurden: 

BOLOGNA IN DEUTSCHLANDS 
UNIVERSITÄTEN

CHRISTIAN TAUCH /// Mit der Teilnahme an dem 1999 begonnenen Bologna-Prozess, 
der auf die Schaffung eines Europäischen Hochschulraums zielt, ließ sich Deutsch-
land auf eine besonders tiefgreifende und umfassende Hochschulreform ein. Auch 
wenn es dabei einige Fehlentwicklungen gab und gibt, versetzt der Bologna-Prozess 
doch die deutschen Hochschulen in die Lage, auf die umfassenden Veränderungen 
und Herausforderungen unserer Zeit zu reagieren. Darunter fallen u. a. die stark 
gestiegene Studierneigung, zunehmend heterogene Zusammensetzung der Studie-
renden, lebenslanges Lernen und die Globalisierung des Arbeitsmarktes.
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•	� die Einführung gestufter Studiengän-
ge (d.  h. Bachelor- und Master-Ab-
schlüsse),

•	� die Vereinfachung der Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse, u. a. durch 
die Verwendung des Diploma Supple-
ments3,

•	� die Einführung eines Kreditpunkte-
systems wie ECTS4,

•	� europäische Zusammenarbeit im Be-
reich der Qualitätssicherung,

•	� die Förderung der Mobilität der 
Hochschulangehörigen und 

•	� die Stärkung einer europäischen Di-
mension der Hochschulbildung.

In den folgenden Jahren kamen we-
sentliche Aspekte dazu, insbesondere 

•	� die Fokussierung auf die Studieren-
den (shift from teaching to learning),

Die Bologna-Reform diente zur 
Schaffung eines EINHEITLICHEN 
europäischen Hochschulraums.
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In Bologna unterzeichneten im Juni 1999 die Bildungsminister aus 29 europäischen Ländern die 
Erklärung zur gemeinsamen Hochschulreform.
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•	� die Formulierung von Lernergebnis-
sen, Kompetenzorientierung und 
Qualifikationsrahmen,

•	� die zunehmende Heterogenität der 
Studierendenschaft als Herausforde-
rung und als Chance für die Hoch-
schulen sowie

•	� die soziale Dimension des Studiums.

Nationale Besonderheiten der 
Umsetzung

Zwar waren sowohl Genese als auch 
Zielsetzung des Bologna-Prozesses eu-
ropäisch, aber es dauerte nicht lange, bis 
die europäische Agenda mit nationalen 
Zielen (etwa: Einsparungen im Hoch-
schulbereich) verknüpft und teils über-
frachtet wurde. Diese Entwicklung war 
in den meisten Ländern zu beobachten, 
auch in Deutschland. Vermutlich beför-
dert durch die föderale Struktur 
Deutschlands und die daraus resultie-
rende Interessenvielfalt der verschiede-
nen Akteure, wurden die durch Bologna 
eröffneten Spielräume oft zu wenig ge-
nutzt und durch Bürokratie, Detailsteu-
erung und nicht immer geglückte Um-
setzung eingeengt. Begründete Proteste 
der Studierenden gegen zu hohe Stoff-
dichte, fehlende Wahlmöglichkeiten, zu 
zahlreiche Prüfungen etc. – v.  a. seit 
dem Sommer 2009 – führten dazu, dass 
Bund, Länder und Hochschulen ge-
meinsam nach Lösungen suchten, um 
die eigentlichen Reformziele besser um-
zusetzen und die nicht intendierten Ne-
beneffekte zu reduzieren. 

Mittlerweile ist festzustellen, dass 
Deutschland bei mehreren Bologna-Zie-
len viel erreicht hat: Es wurden externe 
Qualitätssicherungsverfahren (Pro-
gramm- und Systemakkreditierung) 
aufgebaut, die Lissabon-Konvention zur 
akademischen Anerkennung5 ratifiziert, 
die Outgoing-Mobilität gesteigert etc.

Im europäischen Vergleich fällt in-
des die lange Parallelführung der alten 
und neuen Studienstrukturen auf, ins-
besondere das Festhalten an Staatsexa-
mensstudiengängen. Deutschland ge-
hört – mit der Schweiz, Österreich und 
Spanien – zu den wenigen Ländern im 
Europäischen Hochschulraum, in de-
nen 2012 deutlich weniger als 70 % aller 
Studierenden in der neuen Studien-
struktur eingeschrieben waren. Zu die-
sem Zeitpunkt betrug die entsprechen-
de Zahl für 25 der Bologna-Länder be-
reits zwischen 90 und 100 %.6

Allerdings hat sich die Umstellung 
auf die neuen Studiengänge in den ver-
gangenen Jahren in Deutschland sehr 
beschleunigt: Im WS 2014/15 studier-
ten ca. 74 % der Studierenden in einem 
Bachelor- oder Master-Programm und 
über 90  % der Studiengänge an deut-
schen Hochschulen führen heute zu ei-
nem Bachelor- oder Masterabschluss.7 
Die restlichen knapp 10 % entfallen vor 
allem auf Staatsexamensstudiengänge 
in Medizin, Pharmazie, Jura und, in ei-
nigen Bundesländern, auf das Lehramt / 
die Lehrerbildung ebenso wie die Studi-
engänge der Freien Kunst.

Gestufte Studienstruktur
Ein Kernelement der Bologna-Reform 
ist die Einführung der weltweit domi-
nierenden Stufung in „undergraduate“ 
und „graduate studies“. Für viele konti-
nentaleuropäische Länder, auch für 
Deutschland, bedeutete dies eine Ab-
kehr von unterschiedlich langen, meist 
einphasigen Studienstrukturen (Di
plom, Magister u. a.), die sich in den na-
tionalen Hochschulsystemen entwickelt 
hatten. Hochschulen, Studierende und 
der Arbeitsmarkt standen somit vor der 
Frage: Welche Qualifikation vermittelt 
der bislang unbekannte Bachelorab-
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schluss nach drei bis vier Jahren Studi-
um?

In Bezug auf Deutschland lässt sich 
sagen, dass man an den Hochschulen 
für Angewandte Wissenschaften rasch 
vom Wert der Bachelorgrade überzeugt 

war. Hingegen hing und hängt deren 
Wertschätzung in den Universitäten 
häufig von der Fachkultur und dem Stu-
dienziel ab. Die vielen Studierenden, die 
unmittelbar an ihr Bachelorstudium ein 
Masterstudium (häufig an derselben 
Hochschule) anschließen, schlagen die-
sen Weg nicht immer aus Interesse an 
einer wissenschaftlichen Karriere ein, 
sondern weil sie den Bachelor nicht für 
einen vollwertigen Abschluss halten. In 
der Regel handelt es sich hierbei um eine 
Fehleinschätzung, in der die Studieren-
den durch manche Hochschullehrer be-
stärkt werden.

Mit dieser verengten Sicht verzichtet 
man indes auf einen der Hauptvorzüge 
der gestuften Studienstruktur. Bache-
lorprogramme sollten nämlich polyva-
lent gestaltet sein und den Studierenden 
mindestens drei Wege eröffnen: 1) ver-
tiefende Masterstudien in derselben 
Fachrichtung, 2) den Wechsel in ein 
Masterprogramm in einem angrenzen-
den Bereich oder aber 3) den Einstieg in 
eine Beschäftigungslaufbahn innerhalb 

oder außerhalb der Hochschule, wobei 
ein Masterabschluss als Element des le-
benslangen Lernens später erworben 
werden kann. Der Übergang in das 
Masterprogramm kann dabei durchaus 
mit einem Wechsel der Hochschule in-
nerhalb des Europäischen Hochschul-
raums verbunden sein, also mit „verti-
kaler Mobilität“ (im Gegensatz zu „ho-
rizontaler Mobilität“, d.  h. einem Aus-
landsaufenthalt während eines Studien-
programms).

Tatsächlich sind Bachelorprogram-
me inzwischen allerdings oft so speziali-
siert, dass sie lediglich ein Studium in 
einem direkt daran anknüpfenden Mas-
terprogramm ermöglichen und so „ver-
tikale Mobilität“ erschweren. Die durch 
Bologna eröffneten vielfältigen Mög-
lichkeiten bei der Gestaltung von Studi-
engängen geraten häufig in den Hinter-
grund und werden nicht gezielt genutzt. 
Stattdessen dominiert immer noch die 
konsekutive Anordnung von Bachelor- 
und Masterprogrammen, also innerhalb 
desselben Fachs an ein- und derselben 
Hochschule. Das widerspricht jedoch 
der Idee des lebenslangen Lernens. Hin-
zu kommt, dass es die wachsende stu-
dentische Vielfalt erforderlich macht, 
Studiengänge so zu gestalten, dass sie 
sich für ein Studium in unterschiedli-
chen Geschwindigkeiten eignen. Gera-
de die gestufte Studienstruktur bietet 
hier Möglichkeiten, die es im Prä-Bolog-
na-System nicht gab.

Stärkerer Fokus auf Qualität von 
Lehre und Studium

Obwohl dieser Punkt in der Bologna-
Erklärung nicht eigens erwähnt wurde, 
hat sich in der europäischen Diskussion 
recht früh ein Konsens darüber entwi-
ckelt, dass an Hochschulen neben Fach-
wissen und Fachkompetenzen auch (da-

Deutsche Universitäten haben im 
europäischen Vergleich sehr lange 
PARALLEL alte und neue 
Studienabschlüsse angeboten.
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mit in Verbindung stehende) überfachli-
che Kompetenzen wie Kommunika-
tions- und Teamfähigkeiten vermittelt 
werden sollen. Zudem sollten Studien-
gänge nicht mehr in erster Linie anhand 
von „Input-Kriterien“ (Titel und Zahl 
von Lehrveranstaltungen, jeweilige 
Dauer), sondern mithilfe von zu errei-
chenden Lernergebnissen definiert wer-
den: Was soll ein künftiger Absolvent 
eines bestimmten Studiengangs wissen 
und können? 

Eine solche Orientierung an Kompe-
tenzzielen eröffnet den Lehrenden prin-
zipiell größere Handlungsspielräume als 
früher, da anstelle eines detaillierten 
Lehrplans in erster Linie die zu errei-
chenden Ziele vorgegeben werden. Der 
Weg dorthin kann dann relativ frei ge-
staltet werden und ist in hohem Maß 
vom Lern- bzw. Entwicklungsprozess 
der Studierenden her zu denken.

Ein Schlüsselbegriff bei diesem 
„shift from teaching to learning“ ist bei-
spielsweise das forschende Lernen, bei 
dem die Studierenden, statt einfach 
Wissen anzuhäufen, sich Fakten und 
Erkenntnisse anhand eines von ihnen 
durchgeführten Forschungsprojekts an-
eignen.

Diese Veränderungen in der Lehre 
machen auch eine Anpassung der Prüf-
formate erforderlich. Beides ist von Bo-
logna gewollt, stellt die Hochschulen 
aber auch vor neue kapazitäre und di-
daktisch-methodische Herausforderun-
gen. Schließlich sind Kompetenzen auf-

wendiger zu bewerten als reine Wis-
sensabfragen – erforderlich sind also 
zusätzliche Ressourcen, um die intensi-
vere Betreuung ebenso wie die didakti-
sche Weiterbildung der Lehrenden si-
cherzustellen.

Zunehmende Diversität der  
Studierenden

Die hochschulische Lehre steht heute 
auch deshalb unter besonderem Verän-
derungsdruck, weil die Zusammenset-
zung der Studierendenschaft sich seit 
einigen Jahren stetig wandelt und zu-
nehmend heterogener wird.8 Gründe 
für die größere Vielfalt sind die stark ge-
stiegene Studienanfängerquote – von 
40,3 % im Jahr 2010 auf 58 % im Jahr 
20159 – und, damit zusammenhängend, 
die erfolgreichen Bemühungen der 
Hochschulen, das Studium durchlässi-
ger und chancengerechter zu gestalten.

Die größere Vielfalt in der Zusam-
mensetzung der Studierendenschaft ist 
eine Chance für die Hochschulen. Um 
diese Chance zu nutzen, sind allerdings 
gewisse Anstrengungen seitens der 
Hochschulen erforderlich. So sind bei-
spielsweise berufliche und fachliche 
Kompetenzen sowie die persönliche 
Reife bei beruflich Qualifizierten, inter-
kulturelle Kompetenzen bei Lernenden 
mit Migrationshintergrund und Vor-
kenntnisse von Studierenden, die direkt 
aus der Schule an die Hochschule kom-
men, oft auf einem unterschiedlichen 
Niveau. Viele Studierende benötigen zu-
dem flexible Rahmenbedingungen wie 
z.  B. Studienangebote, die in unter-
schiedlicher Geschwindigkeit, in Teil-
zeit oder berufsbegleitend zu studieren 
sind.

Fest steht, dass der demographische 
Wandel die Zahl der Studierenden mit 
traditioneller Studienbiographie in den 

Mit dem BACHELORABSCHLUSS kann man im 
eigenen oder angrenzenden Fachgebiet 
weiterstudieren oder sofort ins 
Berufsleben einsteigen.
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kommenden Jahren weiter sinken lassen 
wird, während der Mangel an hochqua-
lifizierten Fachkräften für die deutsche 
Wirtschaft weiter zunehmen wird. Auch 
aus diesem Grund sollten bisher unter-
repräsentierte Gruppen speziell geför-
dert werden. Allerdings konnten die er-
forderlichen Veränderungen an vielen 
Hochschulen aus Finanzgründen bisher 
nicht erfolgen. Die Hochschulen dürfen 
vom Staat in der Übernahme dieser Auf-
gabe nicht allein gelassen werden.

Mobilität und Anerkennung
Eines der Hauptanliegen von Bologna 
war und ist die Realisierung des Europä-
ischen Hochschulraums durch eine Stei-
gerung der Mobilitätserfahrung von 
Studierenden und anderen Hochschul-
angehörigen. Die Mobilität im Europäi-
schen Hochschulraum wird vor allem 
durch das Erasmus-Programm der EU 
ermöglicht und finanziert. Seit 1988 
leistet es einen wichtigen Beitrag zur eu-
ropäischen Verständigung und zur Ent-
stehung einer europäischen Identität 
unter Hochschulangehörigen. Im Studi-
enjahr 2013 unternahmen insgesamt ca. 
270.000 Studierende einen Studiums- 
oder Praktikumsaufenthalt im Rahmen 
dieses Programms. Die Zahl der Teil-
nehmer hat sich damit in den letzten 
zehn Jahren mehr als verdoppelt, auch 
von 2012 auf 2013 war wieder ein An-
stieg von 6 % zu verzeichnen.10

Deutschland zählt hierbei, zusam-
men mit Spanien, Frankreich und Groß-
britannien, zu den beliebtesten Gastlän-
dern, die im Studienjahr 2013 insgesamt 
47 % aller Erasmus-Teilnehmer aufnah-
men. Deutschland liegt dabei als Gast-
land erstmals knapp vor Frankreich. 
Zugleich steht Deutschland mit Spanien 
und Frankreich auch bei den Herkunfts-
ländern an der Spitze: Diese drei Länder 

stellen zusammen 41 % aller Erasmus-
Teilnehmer. Insgesamt verfügt Deutsch-
land über eine zahlenmäßig relativ aus-
geglichene Bilanz von „incoming“ und 
„outgoing“ Studierenden, wenngleich in 
Bezug auf die einzelnen Länder oft gro-
ße Ungleichgewichte bestehen – Ziellän-
der der deutschen Studierenden und 
Herkunftsländer der Gaststudierenden 
weichen stark voneinander ab.11 

Deutschland hat längst das Bologna-
Ziel aus dem Jahr 2009 übertroffen, 
demzufolge bis 2020 mindestens 20  % 
der Absolventen über Auslandserfah-
rung verfügen sollten. Das von der Bun-
desregierung formulierte Mobilitätsziel 
von 50  % wurde hingegen noch nicht 
erreicht, und die Mobilitätshindernisse 

müssen auch weiterhin analysiert wer-
den. Zwei der Hauptgründe, die aus 
Sicht der Studierenden gegen einen Aus-
landsaufenthalt sprechen, sind die finan-
zielle Belastung und die befürchtete Ver-
längerung des Studiums.12 Allerdings 
werden auch Anerkennungsprobleme 
nach wie vor als abschreckend empfun-
den. Insbesondere bei diesem Punkt 
liegt es in erster Linie in der Macht der 
Hochschulen selbst, die Situation zum 
Besseren zu wenden. Rechtliches Haupt-
instrument für die Anerkennung im Eu-
ropäischen Hochschulraum ist die „Lis-

Anstatt eines Lehrplans sind die zu 
erreichenden ZIELE vorgegeben, was 
den Lehrbeauftragten einen hohen 
Gestaltungsspielraum lässt.



Im Fokus

36	 POLITISCHE STUDIEN // 466/2016

sabon-Konvention zur Anerkennung 
von Qualifikationen im Hochschulbe-
reich“ und ihre Grundsätze, insbesonde-
re der „wesentliche Unterschied“: Aner-
kennung darf nur dann verwehrt wer-
den, wenn ein wesentlicher Unterschied 
zwischen der ausländischen und der na-
tionalen Qualifikation bzw. Prüfungs-
leistung vorliegt. Dies ist zugunsten der 
mobilen Studierenden eine völlige Ab-
kehr von früheren Anerkennungskon-
zepten, bei denen die Gleichwertigkeit, 
ja sogar die Gleichartigkeit von in- und 
ausländischer Qualifikation überprüft 
wurde. Deutschland gehört zu der klei-
nen Gruppe von 11 Bologna-Ländern, in 
denen alle Grundsätze der Lisbon Reco-
gnition Convention (LRC) explizit in der 
Hochschulgesetzgebung verankert 
sind.13 Allerdings scheint die Anerken-
nungspraxis in den deutschen Hoch-
schulen auch neun Jahre nach der Ratifi-
zierung durch die Bundesregierung noch 
nicht flächendeckend an den Prinzipien 
der LRC ausgerichtet zu sein.

Wissenschaftsgeleitete  
Qualitätssicherung

Grundlegende Neuerungen ergaben 
sich für die Hochschulen im Zusam-
menhang mit Bologna auch im Bereich 
der Qualitätssicherung der Lehre. Nach 
Aussage vieler europäischer Hochschu-
len gingen aus diesem Bereich beson-
ders viele Reformimpulse in den vergan-
genen Jahren hervor. Bereits 2003 hat-
ten die europäischen Bildungsminister 
in Berlin betont, „dass die Hauptverant-
wortung für die Qualitätssicherung in 
der Hochschulbildung nach dem 
Grundsatz der institutionellen Autono-
mie bei jeder Hochschule selbst liegt“14.

Diesem Prinzip folgend, gestalten 
die Hochschulen Studium und Lehre ei-
genverantwortlich. Mit den neuen Ba-

chelor- und Masterprogrammen wurde 
zugleich ein neues Verfahren der forma-
len Qualitätsüberprüfung eingeführt: 
Die ministerielle Feststellung eines Stu-
diengangs als konform mit der jeweili-
gen Rahmenprüfungsordnung wurde 
abgelöst durch die „Akkreditierung“, 
also die Überprüfung der Einhaltung 
von Qualitätsstandards durch eine 
Gruppe aus Hochschullehrern, Studie-
renden und Vertretern der Sozialpart-
ner. Das neue Verfahren bietet den 
Hochschulen die Möglichkeit, ihre un-
terschiedlichen Ziele, Strategien und 
Profile bei der Formulierung der Quali-
fikationsziele ihrer Studiengänge zu be-
rücksichtigen. Die Akkreditierung ist 
aber nur die externe Überprüfung von 
Qualitätsstandards. Noch wichtiger ist, 
dass sich die Erkenntnis durchsetzt, 
dass auf allen Ebenen innerhalb der 
Hochschule ihre Angehörigen die Ver-
antwortung dafür tragen, dass das in-
terne Qualitätsmanagement – als Quali-
tätskultur der gesamten Hochschule – 
eine kontinuierliche Verbesserung der 
Qualität von Lehre und Studium an-
stößt und aufrechterhält. 

So wird gewährleistet, dass die hoch-
schulinternen Prozesse der Qualitätssi-
cherung und -entwicklung die Qualität 
von Lehre und Studium tatsächlich ver-
bessern. In Deutschland ist als Alterna-
tive zur Programmakkreditierung (die in 

Vor allem durch das Erasmus-
Programm der EU konnte die Zahl 
der Absolventen mit AUSLANDSERFAH-
RUNGEN massiv  gesteigert werden.
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manchen Fächern und für manche 
Hochschulen sinnvoll bleibt) vor einigen 
Jahren die Systemakkreditierung einge-
führt worden. Diese zielt darauf, die Fä-
higkeit der Hochschule zu überprüfen, 
ihre eigenen Studienprogramme selbst 
zu akkreditieren und ggf. zu bestätigen. 
Dieser Schritt, der einer europaweit zu 
beobachtenden Entwicklung ent-
spricht,15 trägt der Verantwortung der 
Hochschule für ihre Qualitätssicherung 
Rechnung, und die ersten systemakkre-
ditierten Hochschulen äußern sich über-
wiegend sehr positiv über ihre Erfahrun-
gen: Die Systemakkreditierung erlaubt 
es den Hochschulen deutlicher als bei 
der Programmakkreditierung, an ihre 
selbstgesteckten Ziele, Strategien und 
Programme anzuknüpfen und so ihre 
Autonomie und Profilierung zu fördern.

Bologna: Die Sicht der Lehrenden 
und der Studierenden

Dem Bologna-Prozess war anfangs vor-
geworfen worden, eine Kopfgeburt der 
beteiligten Regierungen zu sein und die 
Sicht der unmittelbar Betroffenen, also 
der Lehrenden und der Studierenden, 
nicht einzubeziehen. Das hat sich seit 
langem geändert, wie viele Projekte, 
Veranstaltungen und Veröffentlichun-
gen belegen. Aber eine kritische Distanz 
ist insbesondere bei manchen Hoch-
schullehrern immer noch zu spüren. 

Einer von der Hochschulrektoren-
konferenz in Auftrag gegebenen Stu-
die16 zufolge identifizieren sich Lehren-
de an deutschen Hochschulen mit den 
inhaltlichen Zielen der Bologna-Re-
form, sehen aber Nachbesserungsbe-
darf bei der tatsächlichen Umsetzung. 
Dabei zeigen sich erhebliche Meinungs-
unterschiede zwischen den Hochschul-
typen, Fachrichtungen und Personal-
gruppen: Professoren an Fachhoch-

schulen sind deutlich zufriedener mit 
der Studienstrukturreform als ihre Kol-
legen an Universitäten. Den größten 
Handlungsbedarf für die Hochschul-
entwicklung sehen die Lehrenden in 
der Ausstattung der Hochschulen mit 
mehr Personal, um den steigenden 
Zahlen von Studierenden gerecht zu 
werden. Andere von den Hochschul-
lehrern geforderten Maßnahmen indes 

fallen in ihre eigene Zuständigkeit, 
etwa die Verbesserung der Studierbar-
keit von Studienprogrammen oder die 
Einrichtung von verbindlichen Praxis-
phasen. 

Auch die Studierenden begrüßen 
grundsätzlich die Ziele des Bologna-
Prozesses.17 Allerdings hatten sie bei der 
Umsetzung der Studienreform laut 
11.  Studierendensurvey, veröffentlicht 
im Jahr 2011, noch über verschiedene 
Missstände geklagt, wie einer Verdich-
tung des Studiums durch eine zu starre 
Strukturierung, zu geringe Wahl- und 
Wahlpflichtanteile und zu häufige Leis-
tungsüberprüfungen, vor allem im Ba-
chelor-Bereich.18 Nicht zuletzt dank der 
studentischen Proteste von 2009 scheint 
sich hier allerdings vieles zum Guten ge-
wendet zu haben: Im 12. Studierenden-
survey, drei Jahre später, hält die Mehr-
heit der Studierenden die Umsetzung 
der neuen Bachelor- und Masterpro-
gramme für „eher gut“ oder sogar „sehr 
gut“ gelungen.19 73  % der Befragten 
„studieren gern“. Eine häufig gehörte 
Klage bezieht sich indes auf die ungenü-
gende Zahl von Masterstudienplätzen in 

Die Hochschule übernimmt selbst die 
Hauptverantwortung für die Überprüfung 
der Einhaltung von QUALITÄTSSTANDARDS.
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Fächern wie Psychologie, wo es für Ba-
chelorabsolventen keinen Arbeitsmarkt 
gibt. 

Fazit
Die 16  Jahre seit Beginn des Bologna-
Prozesses waren in Deutschland und 
den anderen EU-Ländern von zahlrei-
chen Herausforderungen im Hochschul-
bereich geprägt. Dazu zählen in erster 
Linie die stark gestiegene Studiernei-
gung, die damit zusammenhängende 
Diversifizierung der Studierendenschaft 
sowie die sich rasch wandelnden Anfor-

derungen eines zunehmend europäi-
schen, ja globalen Arbeitsmarktes. Teils 
wurden diese Herausforderungen durch 
genuine Bologna-Maßnahmen adres-
siert, teils entwickelten sich im Kontext 
von Bologna neue Strategien und Kon-
zepte. Dazu zählt insbesondere die Auf-
wertung der Lehre gegenüber der For-
schung („mehr Ehre für die Lehre“), 
also die Neuausrichtung von Lehre, Ler-
nen und Prüfen. Auf diese Weise gehen 
die Hochschulen auf die zunehmend 
differenzierten Erwartungen der Studie-
renden ein, was die Studienangebote, 
-formen und -bedingungen angeht.

Die nach wie vor bestehenden Pro
bleme in Studium und Lehre werden 

von Bologna-Kritikern gerne diesem Re-
formprozess angelastet, aber das ist eine 
Verdrehung der Tatsachen. Dass „Stu-
dieren zum Normalfall“ wird, um den 
Titel einer Konferenz des Stifterver-
bands und des Centrums für Hoch-
schulentwicklung (CHE) aus dem Jahr 
2014 zu zitieren, verändert grundlegend 
die Rahmenbedingungen und Anforde-
rungen an die Hochschulen, aber daran 
ist nicht Bologna schuld. Wenn man die 
gestiegene Studierneigung aus grund-
sätzlichen Gründen ablehnt und sich 
nach Zeiten zurücksehnt, in denen ein 
Hochschulstudium einer Elite von 5 
oder 10 % eines Jahrgangs vorbehalten 
war, sollte man sich zu dieser Einstel-
lung auch bekennen und nicht Bologna 
für eine angebliche Verflachung und 
Entakademisierung des Hochschulstu-
diums verantwortlich machen. Umge-
kehrt wird ein Schuh daraus: Erst der 
vor über zehn Jahren begonnene grund-
legende Umbau von Studium und Lehre 
versetzt die Hochschulen in die Lage, 
mit den genannten Herausforderungen 
umzugehen – vorausgesetzt, sie erhalten 
die dazu erforderliche Grundfinanzie-
rung. 

Und hätte Italien 1999 nicht nach 
Bologna eingeladen, hätte es früher oder 
später einen anderen europäischen Pro-
zess geben müssen, der nach europäi-
schen Lösungen für die Probleme der 
nationalen Hochschulsysteme sucht. 
Forschung wurde seit den Anfängen der 
Universitäten im Mittelalter grenzüber-
schreitend betrieben und es war höchste 
Zeit, dass mit dem Bologna-Prozess 
auch die Hochschullehre sich anschick-
te, die nationalen Einengungen und 
Sonderwege zu überwinden, die sich 
v. a. im 19. Jahrhundert entwickelt hat-
ten. Und zwar unter anderem durch die 
Rückbesinnung auf die genuin europäi-

Die AKZEPTANZ mit der Studienreform 
ist bei den Studenten seit 2009 
gestiegen, bei Fachhochschul-
professoren ist sie höher als bei 
Universitätsprofessoren.
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schen Hochschulgrade Bakkalaureus 
und Magister, die keineswegs in den 
USA erfunden wurden, wie immer wie-
der von Warnern vor der „Amerikani-
sierung“ der deutschen Hochschulen 
behauptet wird.  ///
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